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Hinweise flir den Benutzer

eGovernment ist ein hochkomplexes Vorhaben, das nur bedingt einer populéren Darstellung zuganglich
ist. Dennoch versucht der vorliegende Aktionsplan, Transparenz des Vorhabens sowohl fir den einzel-
nen, nur am Rande befassten, aber interessierten Beschaftigten, als auch fir die fachlich mafigeblich
Zustandigen - eGovernment-Beauftragte und Projektverantwortliche - sowie flr politische Verantwor-
tungstrager herzustellen. Gleichzeitig muss er den Anforderungen an einen Fachplan gentigen. Diesem
Umstand Rechnung tragend, wurde bewusst ein modulares Verfahren in zeitlicher, inhaltlicher und opt-
scher Aufbereitung des Themas gewahlt.

Die vorliegende 1. Auflage des Aktionsplans stellt eine fortzuschreibende Momentaufnahme dar. Sie
berticksichtigt die Auftragslage der Landesregierung aus der eGovemment-Strategie vom 11. Februar
2003, einen Umsetzungsplan ,unter Berlicksichtigung der Ausgangssituation und der Rahmenbedin-
gungen* zu verfassen, und schafft daftr die erforderlichen Grundlagen. Eine Konzentration nur auf das
Ergebnis — die Leitprojekte — ware nicht sachdienlich gewesen. Sie ist dem Masterplan eGovemment
vorbehalten. Entsprechend den gesellschaftlichen Anforderungen ist das Vorhaben eGovernment wei-
terzuentwickeln. Im Rahmen von Fortschreibungen sollen sowohl Prioritdten als auch die Ausrichtung
auf bestimmte Zielgruppen sachgerecht weiterentwickelt und einzelne Themenbldcke vertieft werden.

Einen inhaltlich bereits umfassenden Ansatz spiegelt die Gliederung wieder. Die einzelnen Kapitel bau-
en aufeinander auf und bertcksichtigen die Erkenntnisse anderer Bundeslander. Es wird bewusst auf
einen bedarfsorientierten Ansatz abgestellt. Dieser Bedarf ist im Rahmen von Fortschreibungen — auch
brandenburgspezifisch — weiter zu konkretisieren.

SchlieBlich bedient sich der vorliegende Plan abgestufter Mittel, um den Einstieg in das Thema eGo-
vernment im Land Brandenburg zu erleichtern: Dem Leser wird die Mdglichkeit erdffnet, sich durch die
Lektire des Aktionsplans im Zusammenhang eine um-
fassende Sicht auf die Entwicklung und Zielstellungenim | Ansprechpartner
Land zu erschlieRen. Die den Kapiteln vorangestellten,
grau hinterlegten Textboxen geben die jeweiligen Leitsat-
ze oder Thesen in komprimierter Form wieder und kon-
nen so einen schnellen Uberblick verschaffen. Eine Zi-
sammenfassung wurde dem Aktionsplan in Kapitel 2.
yorangestellt. Eine daraus abgeleitete Zusammens'telllung Ministerialdiigent Rudolf Keseberg

in Form von Handlungsmaf3gaben und eines Leitbildes | (apteilungsieiter Strategische Planung und Innovation im
wurde in den Masterplan Ubertragen. Diese komprimier- | Ministerium des innem)

ten Darstellungen setzen jedoch ein hohes Mal? an theo- | Telefon: 0331/866-2100

retischem und praktischem Hintergrundwissen voraus. | email:  rudolf.keseberg@mi.brandenburg.de
Wesentliche Hintergrundinformationen fir den Leser,
welcher sich eine vertiefte Erfassung des Vorhabens | Regierungsdirektor Lothar Sattler o
eGovernment zum Ziel gesetzt hat, vermitteln die zahlrei- | (e bre: Eecing von lmovatonssitegien m
chen Fulinoten bzw. Verweise auf die Quellenlage, die

teilweise auch zitiert wurde, um einen Blick tiber die Lan-
des- und Verwaltungsgrenzen zu ermdglichen. Sie stellen
ein Angebot fur weiterfihrende Befassungen dar.

Aktionsplan eGovernment
1. Auflage

Telefon: 0331/866-2110
email: lothar.sattler@mi.brandenburg.de

In diesem Sinne ist es der Landesregierung ein besonderes Anliegen, eine breite Resonanz auf das
Vorhaben eGovernment in der Landesverwaltung und dariiber hinaus zu finden.
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ALB Online
ALK
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ARGEBAU
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AUREG
AVO
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BOA

BOT

Clo
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CMS

DIHK
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DOMEA

e-
EE Online
EfA
ELSTER
EMNID

ERP-System
EU

FALKE
FiCoS
FinkOn

Amtliches Festpunkt-Informationssystem — Amtliches Liegenschaftskataster-
Informationssystem — Amtliches Topographisch-Kartographisches Informati-
onssystem

Automatisiertes Liegenschaftsbuch Online

Automatisierte Liegenschaftskarte

Abgabenordnung

Automatisiertes Personal- und Stelleninformationssystem
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Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit

Brandenburger Online Amt

build, operate, transfer

Chief Information Officer

Communication Information Resource Center Administrator
Content Management System

Deutscher Industrie- und Handelskammertag
Dokumentenmanagement- und Vorgangsbearbeitungssystem

Dokumentenmanagement und elektronische Archivierung im IT-gestutzten
Geschaftsgang

electronic

Emissionserklarung Online
LEiner fur alle®

Elektronische Steuererklarung

Erforschung der 6ffentlichen Meinung, Marktforschung, Nachrichten, Informa-
tionen, Dienstleistungen

Enterprise Ressource and Planning System

Europaische Union

Forcierte Einrichtung der automatisierten Liegenschaftskarte
Forst-Informations- und Controlling-System

Finanzkontrolle Online
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Mitglieder des Landesausschusses fiir eGovernment und IT

Die Landesregierung hat mit Beschluss vom 10. Februar 2003 die Bildung eines ,Landesausschusses
eGovernment” bestehend aus den fiir dieses Themenfeld zustandigen Abteilungsleitern der Ministerien
und der Staatskanzlei beauftragt. Er bildet die Nahtstelle zwischen der administrativen und der politi-
schen Ebene und bereitet grundlegende Entscheidungen der Landesregierung durch seine Empfehlun-
gen vor. Die Aufgaben des Landesausschuss im Einzelnen sind in der eGovernment- und IT-
Organisationsrichtliniel umrissen. Die Bezeichnung wurde zwischenzeitlich auf ,Landesausschuss fiir
eGovernment und IT* erweitert. Den Vorsitz fihrt das Ministerium des Innern.

Keseberg, Rudolf Ministerium des Innern .

(Vorsitzender) (M) 0331/866-2100 | rudolf.keseberg@mi.brandenburg.de
Ministerium fir Landwirt-

André, Ralf schaft, Umweltschutz 0331/866-7200 | ralf.andrae@mlur.brandenburg.de
und Raumordnung
(MLUR)
Ministerium der Justiz

Ehlert, Dirk und fir Europaangele- 0331/866-3100 | dirk.ehlert@mdje.brandenburg.de
genheiten (MdJE)

Heidemanns, Henning | Staatskanzlei (Stk) 0331/866-1220 | henning.heidemanns@stk.brandenburg.de

Kndll, Hans-Jochen ?Alvllg"f)te”um der Finanzen 0331/866-6100 | hans-jochen.knoell@mdf.brandenburg.de
Ministerium fiir Arbeit,

Ranft, Michael Soziales, Gesundheit und |  0331/866-5100 | michael.ranft@masgf.brandenburg.de
Frauen (MASGF)

Richter, Michael Ministerium fur Wirt- 0331/866-1570 | michael.richter@mw.brandenburg.de

schaft (MW)

Ministerium fiir Bildung,

Schonrock, Jiirgen Jugend und Sport (MBJS)

0331/866-3600 | juergen.schoenrock@mbjs.brandenburg.de

Ministerium fir Wissen-
Smaczny, Winfried schaft, Forschung und 0331/866-4600 | winfried.smaczny@mwfk.brandenburg.de
Kultur (MWFK)

Ministerium fiir Stadtent-
Steintjes, Gerhard wicklung, Wohnen und 0331/866-8010 | gerhard.steinties@mswv.brandenburg.de
Verkehr (MSWV)

Tab. 1:  Ubersicht der Mitglieder des Landesausschusses fiir eGovernment und IT

1 Nr. 4.1 Richtlinie fiir die Organisation des eGovernment und des Einsatzes der Informationstechnik (IT) in der Landesverwaltung Brandenburg

10
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eGovernment-Beauftragte der Ressorts und der Staatskanzlei

Die Ressorts und die Staatskanzlei haben im Herbst 2003 fiir ihre Geschaftsbereiche eGovernment-
Beauftragte benannt, welche eine Funktion als Multiplikatoren und Promotoren innehaben. lhnen obliegt
es, das Vorhaben eGovernment innerhalb ihrer obersten Landesbehdrden sowie gegenliber den zuge-
ordneten Behdrden, Einrichtungen, Landesbetrieben und Kérperschaften zu kommunizieren und zu
befordern. Gleichzeitig sind sie Mittler zwischen der eGovernment- und IT-Leitstelle sowie den einzel-
nen Geschéftshereichen. Sie biindeln innerhalb ihres Zusténdigkeitshereiches auch die Anregungen,
Hinweise und Zuarbeiten zur Fortschreibung des Aktionsplans eGovernment.

Biermann, Karl- Ministerium der Justiz und

fur Europaangelegenhei- 0331/866-3130 | karl-bernd.biermann@mdje.brandenburg.de
Bernd

ten (MdJE)
Dorn, Susanne E\/I,vllrglf)terlum der Finanzen 0331/866-6112 | susanne.dorn@mdf.brandenburg.de
Gumbert, Michael Ministerium flr Wirtschaft 0331/866-1802 | michael.gumbert@mw.brandenburg.de

(Mw)

Ministerium fir Wissen-
Liedecke, Klaus schaft, Forschung und 0331/866-4641 | klaus.liedecke@mwfk.brandenburg.de
Kultur (MWFK)

Ministerium fiir Stadtent-

Nohse, Glinter wicklung, Wohnen und 0331/866-8043 [ guenter.nohse@mswv.brandenburg.de
Verkehr (MSWV)
Ministerium fr Landwirt-

Pupka, Rainer schaft, Umweltschutz und 0331/866-7216 | rainer.pupka@mlur.brandenburg.de
Raumordnung (MLUR)

Ministerium fur Bildung,

Rudek, Bernhard Jugend und Sport (MBJS)

0331/866-3620 | bernhard.rudek@mbjs.brandenburg.de

Ministerium fur Arbeit,
Scherfig, Angelika | Soziales, Gesundheit und 0331/866-5160 | angelika.scherfig@masgf.brandenburg.de
Frauen (MASGF)

Schmidt, Dieter Staatskanzlei (Stk) 0331/866-1253 | dieter.schmidt@stk.brandenburg.de

Semmet, Helmut E\/I'vllglstenum des Innern 0331/866-2140| helmut.semmet@mi.brandenburg.de

Tab. 2:  Ubersicht der eGovernment-Beauftragten der Ressorts und der Staatskanzlei
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Aktionsplan eGovernment Landesausschuss, eGovernment-Beauftragte und Leitstelle

eGovernment und IT-Leitstelle des Landes Brandenburg

Die Landesregierung hat mit Beschlussfassung tber die eGovernment-Strategie am 10. Februar 2003
die Bildung einer ,Leitstelle eGovernment* im Ministerium des Innern veranlasst. Die Aufgaben der Leit-
stelle sind in Nr. 4.2 der eGovernment- und IT-Organisationsrichtlinie umrissen. Die Bezeichnung wurde
zwischenzeitlich auf ,eGovernment und IT-Leitstelle” erweitert.

Feierabend, Peter ?AN"T)ISte”um des Innern 0331/866-2120 | peter.feierabend@mi.brandenburg.de

Tab.3: eGovernment- und IT-Leitstelle des Landes Brandenburg im Ministerium des Innern
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Aktionsplan eGovernment Vorwort

0. Vorwort

Die Entwicklung zur Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts geht an der 6ffentlichen Hand nicht
unbemerkt vorbei. So hat sich eGovernment, sei es bedingt durch die Hoffnung auf eine kurzfristige
Haushaltskonsolidierung oder die Erkenntnis und das Bemiihen um eine nachhaltige, langfristige Ent-
wicklung des Wohn- und Wirtschaftsstandortes Brandenburg, direkt oder indirekt zu einem Thema (iber
Partei- und Ressortgrenzen, ja sogar Verwaltungsgrenzen hinweg entwickelt. 2. 3.4.5 Die enge Verflech-
tung mit verschiedensten Themenfeldern der Verwaltungsmodernisierung (von Haushaltsmodernisie-
rung Uber Aufgabenkritik, Personalmanagement und Strukturreformen bis Qualititsmanagement) hin zu
einem New Public Management lasst eGovernment oder die elektronische Verwaltung gleichzeitig zu
einer Voraussetzung wie auch einer Konsequenz all dieser Themenfelder werden.

eGovernment ohne vorherige Aufgabenkritik wird ebenso wenig von Erfolg gekront sein, wie Qualitéts-
management oder Strukturreformen ohne vorherige eGovernment-Perspektiven. Zu begleiten ist dieser
Prozess durch die Fortentwicklung des Rechtssystems, das stellenweise den Anforderungen des 21.
Jahrhunderts nicht mehr gerecht wird 6

Die Landesregierung Brandenburg betrachtet eGovernment als wesentlichen Bestandteil der Verwal-
tungsmodernisierung im Lande. Sie beabsichtigt, alle relevanten internetféhigen Dienstleistungen der
Landesverwaltung auch auf elektronischem Wege, also ,online*, anzubieten. Dies bedingt, /

eine Optimierung der Verwaltungsablaufe,

eine Verbesserung der Erreichbarkeit, der Auskunftsfahigkeit und der Transparenz auf Seiten der
Verwaltung,

eine Befbrderung einer konsequenten Kunden- und Dienstleistungsorientierung,
eine Entlastung der Mitarbeiter von Routinetatigkeiten und eine Erhéhung der Motivation,
eine Realisierung von erheblichen Modernisierungs- und Einsparpotenzialen.

Die Landesregierung verfolgt mit eGovernment zugleich wirtschafts- und gesellschaftspoliische Ziele. In
diesem Zusammenhang gilt es, die Chancen der modernen Technik zu nutzen und sich nicht von der
allgemeinen Entwicklung abzukoppeln. Die Zeit- und Ortsunabhéngigkeit von Dienstleistungen erdffnet
inshesondere fir diinn besiedelte Regionen die Moglichkeit, der demographischen Entwicklung entge-
genzuwirken und im uberregionalen Standortwettbewerb zu bestehen. Die Attraktivitat des Landes als
Wohn- und Lebensraum, als Wirtschafts-, Technologie- und Ausbildungsstandort und nicht zuletzt als
Reiseland gilt es zu stérken. Die 1. Auflage stellt mal3geblich auf den Wirtschaftsstandort Brandenburg
ab. Unter inhaltlichen Aspekten besteht die Option, den Bildungs- und Wissenschaftsstandort oder Jus-
tizbereich mit Fortschreibungen des Aktionsplans wie auch des Masterplans in den Vordergrund zu
riicken.

Zugleich verfolgt die Landesregierung das Ziel eines barrierefreien Medienzugangs, um Chancen-
gleichheit beim Zugang zu den neuen Medien zu er6ffnen. Der Erhalt und die Verbesserung der klassi-

2 Wir wollen in Deutschland fiihrend werden bei der Etablierung der elektronischen Verwaltun%, die Verwaltungsgange (berfliissig macht und in jeder
Kommune einen elektronischen Verwatungszugang erméglicht.” (SPD Brandenburg (2004), S. 5)

3 Deshalb wollen wir den schnellen und innovativen Staat. Wir wollen Bearbeitungszeiten in Behdrden deutlich verkiirzen. [...] Die Biirger sollen sich in
Zukunft bei Fragen an eine zentrale Servicestelle fiir alle Ministerien und die Staatskanzlei wenden kénnen. Dazu richten wir eine einheitliche Telefon-
nummer und email-Adresse ein, wo alle gewiinschten Informationen abgefordert werden kénnen. [...] Wir wollen dezentrale Birgerserviceeinrichtungen
vor Ort einrichten, so dass Wege zum Amt verkiirzt werden. Die schnelle Einfiihrung von der elektronischen Verwaltung ist dafiir Voraussetzung. Wir
\évgllgg Verwaltungsterminals in mdglichst vielen Orten, die beispielsweise in Postagenturen aufgestellt werden kénnen.“ (SPD Brandenburg (2004), S.

4 Landesregierung Brandenburg (2003), S. 2 ff

5 Unser Ziel ist eine moderne Justizverwaltung. Darum wollen wir - eingebettet in eine Gesamtstrategie ,Informationstechnologie der Landesregierung -
den elektronischen Rechtsverkehr, elektronische Handelsregister und Grundbicher zligig aus bauen.*
,Neben der Wahrmehmung des Erziehungsauftrages durch die Eltern im Umgang mit den elektronischen Medien setzen wir uns fiir eine qualifizierte Me-
dienerziehung bereits im Kindergarten ein, die in der Schule fortgesetzt werden muB.”
,Im Zeitalter elektronischer Medien und zunehmend vernetzter Kommunikation suchen die Biirger auch auf neuen Wegen Kontakt zu Behdrden und
Verwaltungen - zum Beispiel iber das Internet. Wir setzen uns dafiir ein, daf in vielen Bereichen der Verwaltung sukzessive moderne Kommunikati-
onsm%glichkeiten und Dienstleistungen ausgebaut werden. Es ist zu priifen, inwieweit die bloRe elektronische Postbearbeitung zwischen Biirger und
Behérde zugelassen werden kann.”(CDU Brandenburg (2003), S. 83, 50, 70)

6 Lemke, Harald (2004), S. 12

7 DETECON Consulting GmbH (2002), S. 3
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Aktionsplan eGovernment Vorwort

schen Zugangswege zur Verwaltung (Schriftverkehr, Telefon, Vor-Ort-Beratung) soll gewéhrleistet wer-
den.

Durch Ausnutzung der damit einhergehenden Rationalisierungspotenziale kdnnen die Investitionen in
eGovernment mittelfristig zurlickgewonnen werden. Damit stellt sich nicht mehr die Frage, ob eGo-
vernment umgesetzt werden soll, sondern alleine wie.8 Unterstrichen wird dies durch den Beschluss der
Ministerprasidenten vom 17. Juni 2004, welcher die Lander verpflichtet,

bis zum Jahr 2005 in allen Behdrden einen Zugang fir die elektronische Kommunikation zu schaf-
fen,

bis zum Jahr 2006 die Online-Verfligbarkeit aller 2003 beschlossenen Deutschland-Online-
Vorhaben zu gewahrleisten,

bis zum Jahr 2007 die elektronische Kommunikation zwischen den Behorden zu realisieren und

bis zum Jahr 2008 die umfassende Online-Bereitstellung aller geeigneten Verwaltungsverfahren zu
betreiben.

Die Beschlusslage entspricht in zeitlicher Hinsicht dem der IT-Strategie und dem Aktionsplan eGovem-
ment zugrunde gelegten ersten Zeithorizont.

8 siehe auch: DETECON Consulting GmbH (2002), S. 3, 12
14



Aktionsplan eGovernment Einleitung

1. Einleitung

Electronic Government ist elementarer Baustein der Verwaltungsmodernisierung. Es ke-
dingt einerseits eine konsequente Aufgabenkritik sowie Geschaftsprozessoptimierung. An-
dererseits begleitet und ermdglicht es strukturelle Mainahmen und eréffnet neue Wege des
Finanz- und Personalmanagements. Der eGovernment-Prozess im Land Brandenburg ist

durch regelmé&Rige Fortschreibungen des Masterplans zu begleiten und zu gestalten.

Die Regierungschefs der Lander haben auf der Ministerprésidentenkonferenz am 26. Juni 2003 im Ein-
vernehmen mit der Bundesregierung die besondere Bedeutung von Electronic Government (eGovem-
ment) flir die Wettbewerbsfahigkeit des Standortes Deutschland betont und unter dem Titel ,Deutsch-
landOnline” eine Strategie flir ein integriertes eGovernment beschlossen.® Das entsprechende Strate-
giepapier verpflichtet Bund und Bundeslander,

die wichtigsten ebenentibergreifenden Verwaltungsdienstleistungen elektronisch zur Verfligung zu

stellen,

den Zugang zu eGovernment-Dienstleistungen der Verwaltungen durch die Herstellung der not-
wendigen Interoperabilitat der Internetportale zu verbessern,

gemeinsame eGovernment-Infrastrukturen auf- und auszubauen, um den Datenaustausch zu er-
leichtern und Doppelentwicklungen zu vermeiden,

mit dem Bund und den Kommunen gemeinsame Standards sowie Daten- und Prozessmodelle fiir

eGovernment zu schaffen und

den Transfer von eGovernment-Losungen zwischen den Verwaltungsebenen zu verbessern, Know-
how zu buindeln und zu transferieren sowie Parallelentwicklungen zu vermeiden.

Eine Vielzahl der Bundeslénder hat bereits im Vorfeld oder zwischenzeitlich auf Basis externer Studien
oder interner Analysen Strategien und Plane entwickelt, die diese Zielrichtung unterstiitzen. Sie stehen

als Landesprogramme neben
der eGovernment-Strategie
,BundOnline 2005* fiir Leistun-
gen der Bundesverwaltung vom
18. September 2000 unter dem
Dach von DeutschlandOnline.
Fir Brandenburg liegt eine ent-
sprechende Dachstrategie mit
Kabinettbeschluss vom 11. Feb-
ruar 2003 vor. Die Strategie
verlangt weitergehende Konkre-
tisierungen fir das eGovernment
in Brandenburg durch die Erstel-
lung eines Umsetzungsplanes
(Masterplan).

Brandenburg betrachtet eGo-
vernment - wie im Ubrigen auch
andere Bundeslander - als ei-
nen Baustein der Verwaltungs-

9  Ministerprasidentenkonferenz (2003), TOP 1.8

Ressortplane

Studien und Analysen

Qualitats -
management

4 Masterplan eGovernm |
eGovernment-Strategie

Verwaltungs-
struktur-
maflnahmen

electronic
Government

neues
Personal-
management

Haushalts -
moderni-
sierung

Aufgaben-
kritik

Verwaltungsmodernisierung in Brandenburg
- Einbinduna des eGovernment -

Abb. 1: eGovernment als Baustein der Verwaltungsmodernisierung
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Aktionsplan eGovernment Einleitung 1.

modernisierung neben den Themenfeldern Aufgabenkritik, VerwaltungsstrukturmalRnahmen, neues
Personalmanagement, Haushaltsmodernisierung und Qualitaitsmanagement.10 Eine saubere Abgren-
zung der Themenfelder oder Einzelbetrachtung ist schon deshalb nicht immer mdglich, weil gerade
Querschnittsthemen wie eGovernment oder Qualitdtsmanagement auf alle anderen Felder ausstrahlen
oder sogar gegenseitige Abhangigkeiten bestehen. Ergénzend ist anzumerken, dass Bewegung in die-
sen Themenfeldern vielfach nicht ohne Anpassung der einschlégigen Rechtsnormen méglich ist. Nach-
haltiges Potenzial kann eGovernment nur entfalten, wenn die betreffenden Geschéftsprozesse zuvor
einer Aufgabenkritik unterzogen, also Normen und Standards tberpriift werden.

1.1 Zielstellung des Aktionsplans

Ziel des Aktionsplanes ist es - unbeschadet des Setzens von Schwerpunkten —, Aktivitdten
Uber Bundes-, Landes- und kommunale Grenzen gleichermalRen wie Uber Ressortgrenzen
hinweg mit Bezug auf verschiedenste Zielgruppen in ihrer Komplexitat aufzuzeigen, sie
sachgerecht zu verkniipfen sowie durch politischen und fachlichen Riickhalt zu beférdern.
Er soll Grundlage flr die Ableitung des vom Kabinett beauftragten Masterplans eGovern-
ment der Landesregierung sein und diesen in seinen Kernaussagen weiter verifizieren.

Sowohl der Stand als auch die Bezeichnung der einzelnen eGovernment-Strategien sind in den L&n-
dern hdchst unterschiedlich. Sie werden bezeichnet als ,Internet-Strategie® (Schleswig-Holstein), ,Mul-
timedia-Konzeption“ (Mecklenburg-Vorpommern), ,eBiirgerdienste” (Baden-Wirttemberg). Inhaltlich
divergieren die einzelnen Ansétze in erheblichem Male.

Anknlipfend an die Initiative ,BundOnline 2005* wird in den meisten eGovernment-Initiativen als Zeitho-
rizont das Jahr 2005 genannt. Hintergrund ist die Erkenntnis, dass nationale und regionale Aktivitaten in
hoherem Mal3e als bisher nicht nur inhaltlich, sondern auch zeitlich aufeinander abgestimmt werden
mussen, um eGovernment zu einem flachendeckenden und nachhaltigen Erfolg zu flihren. Hierbei
kommt den Landern besondere Bedeutung auf Grund ihrer Stellung zwischen dem Bund und den
Kommunen zu, was in den eGovernment-Initiativen bisher nicht immer ausdriicklich Berticksichtung
findet. Gerade die Flachenstaaten haben hierauf ein besonderes Augenmerk zu legen.

Gemeinsam ist allen Bundesléandern, dass sie das Dienstleistungsniveau der Verwaltung erhéhen wol-
len. Darlber hinaus verfolgen sie jeweils spezifische Zielsetzungen: So stellt Baden-Wiurttemberg spe-
ziell auf den Blirger oder Bayern auf die Vernetzung der kommunalen Ebene und eine Optimierung der
IT-Infrastruktur ab. Hessen sieht eGovernment als ein modular zu bearbeitendes Aufgabenfeld. Im Vor-
dergrund stehen die Bereitstellung zentraler IT-Basisdienste, die Reorganisation und die Geschaftspro-
zessoptimierung, die erforderlichen Rechtsanpassungen, die Personalentwicklung und die Einbindung
der Flhrungsebenen. Hieraus werden konkrete Projekte zur Erreichung der konkreten strategischen
Ziele abgeleitet.11 Fir Brandenburg sind die Ziele des abzuleitenden Masterplans eGovernment ausge-
hend von der Beschlusslage

des Kabinetts vom 10. Februar 2003 (eGovernment-Strategie des Landes Brandenburg),

des Landesausschusses vom 23. Februar und 26. Mai 2004 (Empfehlung fiir die Klassifizierung von
eGovernment-Projekten im Masterplan eGovernment sowie im zugrunde liegenden Aktionsplan
eGovernment) und

des Ausschusses fiir Verwaltungsoptimierung vom 30. April und 28. Juni 2004

wie folgt zu umschreiben:

10 Ausschuss fir Verwaltungsoptimierung des Landes Brandenburg (2001), S. 5
1 siehe auch: Friedrich-Ebert-Stiftung (2003), S. 21

16



Aktionsplan eGovernment Einleitung 1.

Dienstleistungen der 6ffentlichen Hand fiir die Wirtschaft und den Birger einfach, schnell und
kostenginstig aus jeder Unternehmens-/Lebenslage heraus anzubieten,

schnelle und kostenglinstige Kommunikation der offentlichen Hand wntereinander auf einfachem
Weg zu erdffnen,

sachgerechte \erkniipfung des Dienstleistungsangebotes der 6ffentlichen Hand durch Aufzeigen
von Synergien und Redundanzen,

Steigerung der Verbindlichkeit des eGovernment-Prozesses einschliellich der notwendigen
Ressourcen,

Abbildung der gesamten Produktpalette der 6ffentlichen Hand und Herausarbeitung von Leitproje k-
ten,

Darstellung der Abhangigkeiten von Projekten untereinander sowie zu infrastrukturellen Mal3nah-
men als deren unverzichtbare Voraussetzung,

Abbildung des Bedarfs der Wirtschaft auf Basis allgemeiner und spéter landestypischer Erkenntnis-
se,

Abbildung des Bedarfs der Kommunen auf Basis allgemeiner und spater landestypischer Erkennt-
nisse,

Beschreibung begleitender Malinahmen des eGovernment-Prozesses,

Herstellung von Transparenz und Befriedigung der Erwartungshaltung bei Wirtschaft und Wissen-
schaft in Bezug auf die Umsetzung von eGovernment,

Aufzeigen der Notwendigkeit der Mitarbeiterqualifizierung und

Aufzeigen von Finanzierungs- und Betreibermodellen.

1.1.1 Definitionen

Zur Klarstellung des fachlichen Umfeldes, in dem sich der vorliegende Aktionsplan bewegt, soll vorab
eine einschlégige Definition des eGovernment in Erinnerung zurtckgerufen werden. Vereinzelt wird zu
diesem Zweck lediglich auf Umschreibungen des Grundverstandnisses, der Handlungsfelder und gene-
rellen Ziele des eGovernment ausgewichen.1? Dieses ist insoweit entbehrlich, als die Landesregierung
mit inrem Auftrag zur Erstellung des Masterplans klargestellt hat, dass eGovernment ,die Unterstiitzung
von Geschaftsprozessen im Zusammenhang mit Regieren und Verwalten mit Hilfe von Informations-
und Kommunikationstechniken“1® meint, die Unterstiitzung der Rechtsfindung und Rechtsetzung e-
Justice) wegen der Gewaltenteilung jedoch nicht als integraler Bestandteil von eGovernment gerechnet
werden darf.14. 15 Die Beriicksichtigung des Gewaltenteilungsgrundsatzes hat jedoch nicht dazu gefiihrt,
dass auch die in einzelnen eGovernment-Definitionen vorgefundene Differenzierung in eAdministration
und eDemocracyl® 17. 18, 19 gusscheidet. Soweit letztgenannte Prozesse - die Teilnahme an der politi-
schen Meinungsbildung und Entscheidung - elektronisch ausgestaltet werden, sind sie in Brandenburg
ebenfalls integraler Bestandteil von eGovernment und damit vom Aktionsplan zu erfassen. Eine weitere
Definition stellt starker auf die Beteiligten am eGovernment ab.20

12 siehe auch: Frick, Hans -JorgiHokkeler, Michael (2002). S. 11 ff

13 von Lucke, Jérn/Reinermann, Dr. Heinrich, www.kbst.bund.de/Themen-und-Projekte/ - 54/eGovernment.htm v. 12.10.2003
14| andesregierung Brandenburg (2003), Anlage 1, S. 1

15 siehe auch: Winkel, Olaf (2004), S.

16 siehe auch: Beck, Cornelia (2001), S. 11

17 siehe auch: Mehlich, Dr. Harald (2002), S. 2

18 siehe auch: Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt (2003), S. 2

19 siehe auch: Der Landesbeauftragte fiir den Datenschutz Niedersachsen (2002), S. 3

2 siehe auch: Schedler, Dr. Kuno/Proeller, Dr. Isabelle (2003), S. 242
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-

Einleitung

Erlauternd darf aus der Entstehungsge-
schichte und einschldgigen wissen-
schaftlichen  Definitionen hinzugefligt
werden, dass die zu berticksichtigen
Geschaftsprozesse sowohl externe Vor-
gange im Verhdltnis zu Blrgern (Go-
vernment to Citizen — G2C), zur Wirt-
schaft (Govemment to Business — G2B)
und zum dritten Sektor (Government to
Non-Profit — G2N) und umgekehrt abde-
cken, als auch interne Beziehungen (Go-
vernment to Government — G2G).21 22,23
Gerade fiir das intra- und interorganisati-
onale Prozess-Reengineering der o6ffent-
lichen Verwaltung ertffnen sich neue
Perspektiven.

Unabhéngig von vorstehender Differen-
zierung in Bezug auf die personalen
Beziehungen ist eine Beziehung nach

dem Grad der Komplexitat zu beachten.

Einordnung der Dienstleistungstypen auf der Wertschépfungskette

Information Kommunikation Transaktion

+ Inhalte beschaffen + Dialog einleiten + Antrag aufnehmen \

+ Inhalte aufbereiten/verdichten :?]Enm;;:katlonspanner é:'::ﬁ;':gen und !

+ Inhalte verbreiten | T gungenene| en /
durchfuhren

| Typ 2 -Beratung >
| Typ 3 - Vorbereiten von politischen Entscheidungen bzw. Gesetzesvorhaben >
| Typ 4 —Zusammenarbeit mit Behdrden >
| Typ 5 - Allgemeine Antragsverfahren >
[oorienwn >
| Typ7 - haben (Ausschreil und rfahren ) durchfiihren >
| Typ 8 — Durchfiihren von Aufsichtsmanahmen (Kontrolle u.a.), die von der Verwaltung ausgehen >

Abb. 2: Dienstleistungstypen fiir eGovernment-Fachanwen-
dungen (Quelle: Umsetzungsplan BundOnline 2005)

Dabei wird nach Informations-, Kommunikations-, Transaki-

ons- und Partizipationsdiensten unterschieden.24 25. 26

Informationsdienste erfassen die Verbreitung der Informationen von allgemeinem Interesse wie
Rechtsnormen, Statistiken, Offnungszeiten, Anschriften, Formulare u.a.,

Kommunikationsdienste ermdglichen Anfragen oder Auskunftsersuchen im Dialog zwischen einzel-
nen Beteiligten und der Verwaltung ohne oder mit geringer rechtlicher Bindung,

Transaktionsdienste eroffnen die arbeitsteilige Abwicklung von Datenbereitstellungen oder Verwal-
tungsverfahren mit z.T. hoher rechtlicher Bindung wie Antrags- oder Genehmigungsverfahren, die
hohe Anforderungen an die organisatorische, technische und rechtliche Realisierung stellen,

Partizipationsdienste erstrecken sich insbesondere auf den Prozess der politischen Willenshildung

und damit Vorgange des eDemocracy.

Die Dienste wiederum konnen in verschiedene Dienstleistungstypen differenziert werden (Abbildung
2).27 Schlief3lich betrachtet eGovernment auch die technischen Mittel, die zum Aufbau der Beziehungen
Dritter zur Verwaltung und umgekehrt eingesetzt werden. Wahrend die Initiative BundOnline im Wesent-
lichen in Infrastrukturen, Basiskomponenten und (Fach-) Anwendungen differenziert?8, empfehlen ande-
re Studien? die ergénzende Betrachtung der Endgerate. Diese sollen hier als Teil der Infrastruktur be-

trachtet werden.

Die Infrastruktur beinhaltet die physikalische und logische Vernetzung aller beteiligten Menschen
und Maschinen sowie die Maschinen selbst.

Die Basiskomponenten kénnen in gleicher oder ahnlicher Form fiir eine Vielzahl an Dienstleistun-
gen genutzt werden und decken bestimmte Funktionalitaten in einer allgemeinen Form ab.

2 siehe auch: Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik (2002), S. 3

2

IN]

siehe auch: Schedler, Dr. Kuno in Gisler, Dr. Michael/Spahni, Dr. Dieter (2001), S. 35

3 siehe auch: Gisler, Dr. Michael in Gisler, Dr. Michael/Spahni, Dr. Dieter (2001), S. 16
% siehe auch: Eierhoff, Dr. Klaus in Bundesministerium des Innem (2001a), S. 26 ff

2!

&

siehe auch: Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt (2003), S. 13, 14

% siehe auch: Ministerium des Innemn des Landes SachselnéAnhaIt (2003), S. 10 ff

2 siehe auch: Bundesministerium des Innern (2001b), S
2

2

S B

siehe auch: Bundesministerium des Inner (2001b), S. 33 ff
siehe auch: DETECON Consulting GmbH (2002), S. 69, 71. 94
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Die  (Fach-)Anwendungen
stellen weitestgehend
dienstleistungsindividuelle

Softwarekomponenten  dar
und werden zentral oder de-
zentral in den einzelnen Be-
horden bereitgestellt. Sie
konnen fach- bzw. ressort-
ubergreifenden  Charakter
oder fach- bzw. ressortspe-
zifischen Charakter haben.

Positionsbestimmung von
eGovernment - Aktivitaten

eVote

G2N

ressort -
spezifisch

AlLBonl

G2e eMeld

(Fach -)
Anwendungen

re: 1.
ubergreifend

elLearn ERP
Besch.

G2B Formularserver UePay AT
Elektronische Signatur
Intermediar .

Verwaltungsportal BOA

Vernetzung/Kopfstellen
* D o
"‘ ’v ‘0

Zusammenfassend ist daher
festzuhalten, dass Entwicklun-
gen und Aktivitdten m Bereich
des eGovernment sich immer in
einem mindestens dreidimensio_ Information Kommunikation Transaktion  Partizipation

nalen System bewegen, in dem Abb. 3: ,Koordinatensystem* eGovernment

Infrastrukturen und Basiskom-

ponenten oder -funktionalitéten die informations- und kommunikationstechnischen Grundlagen inner-
halb des eGovernment bilden. Abbildung 3 soll hiervon mit Hilfe einzelner Beispiele einen Eindruck
vermitteln. Untereinander bedarf es fir Basiskomponenten und Fachanwendungen geeigneter Schnitt-
stellen zum Austausch von Daten. Die Schaffung der fir eGovernment erforderlichen elektronischen
Daten selbst (z.B. Geo-, Personen- oder Sachdaten) muss als Teil der Schaffung infrastruktureller Vor-
aussetzungen betrachtet werden.

Zur Abgrenzung zwischen eGovernment und eBusiness

kann auf Abbildung 4 verwiesen werden.30 Zu erganzen
ist, dass eGovernment wie auch eBusiness iber die
Abbildung hinaus nicht nur externe Prozesse erfasst,
sondern auch die elektronische Ausgestaltung innerhalb

Basis
komponenten

G2G

Infra -
struktur

Unternehmen - Burger . i .
eBusiness der Verwaltung und zwischen den Behdrden bzw. inner-

halb der Wirtschaft und zwischen den Unternehmen.

Abb. 4:  Abgrenzung eGovernment-eBusiness
(Quelle: Gisler, Dr. Michael (2001))

1.1.2  Aktionsplan

Studien und Analysen, Strategiepapere sowie Master- oder Aktionsplane zum eGovernment gehen
vielfach flieend ineinander (iber. Es handelt sich praktisch um abgestufte Plane (Abbildung 5). Voran-
gestellt werden soll deshalb der Hinweis, dass

Studien und Analysen vielfach nur erste grundsétzliche Erhebungen der Ist-Situation durchfiihren
und theoretische Empfehlungen und Alternativen flir ein Vorhaben aussprechen oder aufzeigen,

Strategiepapiere entsprechend ihres Namens eine strategische Ausrichtung eines Vorhabens vor-
geben und dabei bereits eine Auswahl der Empfehlungen und Alternativen vornehmen und

Umsetzungspléne aufbauend auf der richtungsweisenden Strategie die operative Realisierung ei-
nes Vorhabens einleiten.

Soweit es sich um komplexe, in verschie dener Hinsicht ebenentibergre ifende Vorhaben handelt, kann
bei den Umsetzungspléanen zwischen tibergeordneten Masterplanen und spezifischen Einzelplanen wie

% siehe auch: Gisler, Dr. Michael in Gisler, Dr. Michael/Spahni, Dr. Dieter (2001), S. 15, 27
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Ressort- oder Kommunalplénen diffe-
renziert werden. Der vorliegende Akt-
onsplan hat daher das Ziel, die Opera-

(€002'80°T0 118S)
aseyd
aAlelado

&
tionalisierung der in Bezug auf die &

L e &
Ressorts sowie die unterschiedlichen é‘:ﬁf
Verwaltungsstufen  ebenenubergrei- ‘ —— "
fenden und angestrebten eGovem- \f;é et w\‘{;{?
ment-Aktivititen auszugestalten. Die f

. ’ Umsetzungsplan ‘
Zustandigkeit flr bestehende oder ressortiibergreifend f &
noch zu verfassende Ressortplane &?f e o
oder kommunale Plane bleibt davon Dachstrategien gggﬁ‘” ff‘é\
grundsétzlich unbertihrt. Die Ressorts ‘
sind jedoch gehalten, ihre Pl&ne an der
strategischen Landesausrichtung zu
orientieren und in die operativen Mal-
nahmen einzubringen. Der Aktionsplan ~ Abb. 5 Stufenplane eGovernment
ist Ergebnis einer erweiterten Bestandsaufnahme in den Geschaftsbereichen, einer Identifikation von
Leitprojekten und der Ermittlung konkreter Schritte der technisch-organisatorischen Umsetzung der
nach abgestimmten Kriterien ausgewahlten Leitprojekte. Er ist regelméaRig fortzuschreiben. Im Einzel-
nen trifft er Aussagen

%

%

strategische
Phase
(bis 11.02.2003)

&
Studien und Analysen @fgy

zur konkreten Aufbau- und Ablauforganisation zur Umsetzung der eGovernment-Strategie fir das
Land Brandenburg,

zum geschatzten Investitionshedarf, den prognostizierten Einsparungen durch ausgewahlte Leitpro-
jekte und den Voraussetzungen fir eine anteilige Finanzierung aus Mitteln fur eGovernment-
Querschnittsvorhaben, die zentral veranschlagt werden.

zu den Kriterien und dem Verfahren der Auswahl auch weiterer Leitproje kte,
zur Ausrichtung der Offentlichkeitsarbeit, insbesondere fiir die Leitprojekte der Landesregierung,
zu weiteren Begleitmalinahmen des eGovernment-Prozesses.

Das Ministerium des Innern hat die Arbeiten

; i H Aktionsplan
am Aktionsplan eGovernment in Verbindung Conarpan
mit dem Masterplan eGovernment als einem —

. . IT-Standardisierungs- Masterplan
von vier aus der eGovernment-Strategie richtlinie eGovernment
abgeleiteten und nebenstehend aufgezeigten ((wsategie ) (msandaras ]| | [[ecovemment Leprojeice]
Regelwerken betrieben. Zusammen mit der x 7y

richtlinie I IAE
lich IT-Strategie und der noch zu erarbeite n- X X
den IT-Sicherheitsrichtlinie bildet er ein Paket
zur Begleitung des Ausbaus der elektroni-
schen Verwaltung (Abbildung 6).

Die IT-Strategie legt fest, welche technischen ~ APb-6: Regelwerk eGovernment

Standards flir die Hard- und Software im Bereich der Infrastrukturen, Basiskomponenten und Fachan-
wendungen zum Tragen kommen ollen und wie eine dahingehende Entwicklung durch spezifische
organisatorische Malinahmen zur Beschaffung und Wartung von Hard- und Software in einem ange-
messenen Zeitfenster sichergestellt wird. Fur bestimmte Verfahrenstypen im Sinne der IT-Strategie, die
sogenannten Querschnittsverfahren, welche zwar fachbezogene, aber ressortiibergreifende Themen-
felder abdecken (Personalverwaltung und Buchfihrung als Teil der ERP-Systeme, Dokumentenmana-
gement, Datenbankmanagement), werden spezifische Regelungen getroffen. Ein einzelnes Projekt wird
durch die IT-Strategie nicht initilert. Projekte, die bereits anh&ngig sind, sollen auf diese Standards hin
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fortentwickelt werden, neue Projekte sind von Beginn an auf Basis dieser Standards zu betreiben. So-
weit bestimmte Standards mangels praktischer Projekte noch nicht zur Anwendung gekommen sind,
werden diesbeziglich relevante Projekte nicht automatisch durch den Masterplan oder den Aktionsplan
generiert.

Der Aktionsplan wie auch der aus ihm abgeleitete Masterplan eGovernment greifen die gesamtgesell-
schaftliche Situation auf, geben diese wieder, formulieren in Anbetracht verschiedenster Nutzergruppen
eine Interessenlage, leiten daraus die erforderlichen Online-Angebote inshesondere in Form von Fach-
anwendungen sowie einen potenziellen Bedarf an infrastrukturellen und basisfunktionellen Mal3nahmen
ab und zeigen begleitende Aktivitaten auf. Sie bewerten und klassifizieren laufende und anhéngige Pro-
jekte nach ihrem qualitativen und quantitativen Nutzen, setzen Prioritaten unter Beachtung der vorste-
hend gewonnenen Erkenntnisse, sind Ausloser fiir ggf. neue Projekte und zeigen eine finanzielle und
zeitliche Umsetzungsplanung auf. Sie setzen keine technischen Standards. Die konkret benannten Pro-
jekte sind technisch nach MaRgabe der IT-Strategie zu betreiben. Soweit konkrete, in den Aktionsplan
und Masterplan aufgenommene Projekte mit Blick auf eine einheitliche Entwicklung im Land noch tech-
nischer Rahmenbedingungen bedirfen, sollen diese in der IT-Strategie nachgefiihrt werden. Beide Do-
kumente haben das Jahr 2008 als ersten Zeithorizont.

Leitprojekte werden durch den Aktions - und den Masterplan nur insoweit neu ermittelt, als es sich nicht
um Infrastrukturmafinahmen einschlieBlich Schnittstellen oder Basiskomponenten zuziiglich ressort-
ubergreifender Verfahren (Querschnittsverfahren) handelt. Diesen kommt bereits nach MaRgabe der
eGovernment-Strategie vom 10. Februar 2003 Leitprojektcharakter ,sui generis® zu. Die Ableitung von
Leitprojekten aus dem Aktions- und dem Masterplan beschrénkt sich auf die Fachanwendungen. Soweit
Projekte ermittelt wurden, welche die Voraussetzungen fiir Basiskomponenten zuzglich ressortiiber-
greifender Verfahren oder Infrastrukturmalinahmen einschlieBlich Schnittstellen erfllen, in ihrer Art
aber technisch noch nicht in der IT-Strategie abgebildet sind, kénnen diese bei Bedarf fortgefiihrt wer-
den.

4 AY 4 '
Infrastruktur- Basiskomponenten und Fachanwendungen
maflRnahmen ressortubergreif. Verfahren und Schnittstellen
" J \\
unselbstandige selbstéandige unselbstandige selbstandige
Funktionalitaten Verfahren Funktionalitaten Verfahren
f (" Ausbau Landes. (" einheitl. betriebs- | Entwicklung von )
g e e v wirtschaftl. Anwen- eGovernment-und
g dungen (z.B. ERP) IT-Anwendungen
= R
S Ausstattung mit Vorgangsverbund
F) Hard-und Software und Dokumenten- . .
A \ ) \___management J projektibergreifend :
= Vereinheitli ) ( Datenbank- ) ° ggnerelle, t_echni_sche Vorgaben
ereinheitlichung management- - Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
* - Se"’erS"”kt”re”) i systeme J + zentrale Dienstleistungen
L L L L L et L L LTS TN,
i — - o — — -
,an2” . vorbestimmte e, ,qausgewahlfe_
[ eEBovernrp,ent 'Strategle ' Leitprojekte ,sui generis* "~.P +' Leitprojekte s
S | < -~ B K
* *80lumSTAR « Brandenburger » Kosten- u. Leistungs- < Schnittstelle Lika.- .,‘ < Baugenehmigung 3
» (MJJE) Online Amt (M) rechnung (MdF) Grdbch. (MdJE) %, 7 Online (MSWV) H
E :_- FALKE (MI) *« Rechnungslegung, -elektronische Akte +« MESTA-MEGA- = «Wirtschafts-
% o “AFIS-ALKIS-ATKIS Nutzeridentifikation  (MLUR) Schnittstelle MdJE) datenbank (MW)
— & M) (MU « elektr. Geschéaftspro- - MEGA—Schnit;s‘t.eI&a = elektronische
8‘ - ., ey * Internet-Land- zessoptim. (MASGF) (MdJE) ““' H Beschaffung (Ml)
= . .. ! W~ 3 v
..q_.) () "4.,. kartenservice (Ml) pgy (MI) . ...“,n‘ = e+ Agrarantrag Online :'
% 8 .-u..-.r.-_." -“_____.v.t' -_‘ (MLUR) s
FPPS000 concn 000C0o0AC 0 ST " Schulverwaltung &
= %D_, projektibergreifend: projektspezifisch: “Online (MBJS) g.':
L » eGovernment-Begleitmalinahmen < konkrete zeitliche/finanzielle Vorgaben, ., 5
Abb. 7 Verhéltnis zwischen eGovernment-Strategie, Aktions-/Masterplan eGovernment und IT-

Strategie

Abbildung 7 zeigt noch einmal den primar projektiibergreifenden, technischen Ansatz der IT-Strategie
gegeniuber dem vornehmlich projektspezifischen, zeitlichen und finanziellen Ansatz des Aktions- und
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des Masterplans eGovernment sowie ihre Ableitung aus der eGovernment-Strategie auf. Projektliber-
greifend stellt die Erfassung der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung und die Verkntipfung von eGo-
vernment-Projekten ein wesentliches Merkmal des Aktions- wie auch des Masterplans eGovernment
dar.

1.1.3  Organisation

Der Kabinettbeschluss zur eGovernment-Strategie des Landes Brandenburg sieht den Aufbau eines
eGovernment-Netzwerkes vor, in welchem das Land mit den Kommunen, dem Bund, der Wirtschaft und
Wissenschaft sowie insbesondere dem Land Berlin kooperiert. In seinen Grundziigen kann das Netz-
werk bezogen auf die Landesverwaltung entsprechend Abbildung 8 dargestellt werden.

Land Berlin Stellungnahmen

A Beirat fur Verwal Kabinett J
tungsoptimierung grundlegende Entscheidungen eGov [kommunale Spitzenverbande]
clm v
Ausschuss fir o > g s Berat
Verwaltungsoptlmlerun 8 =z g eraiung | koordinierungs- e
3 8|s B kreis eGovernment
2 Q S Land
Geschaftsstelle * Berlin
in der Staatskanzlel |
andesausschuss far { Wirtschaftsverbande }
eGovernment und IT
= Empfeh- <
T g _lung zustandige Abteilungsleiter
) ) ’ o > Beschlussfassung Masterplan/ ?
Entscheidungsvorbereitung @ et Kt t Koordinati o
Grundsatzfragen IT-Einsatz, g L eitprojekte, sonst. Koordination @
Realisierung eGov.-Vorhaben alo &
A = S Vorbereltung 3 /Zﬁ
LoA || LrH ' T P
AfO || LDS eGovernment und IT e S”ateg'/ﬂs\e
Leitstelle des Landes Mitglied- | schaft s Verwaltung/
I N «Q eGovernment
Zentrale Koord.stelle E ?L&Zﬁ::nnzguvnodn
Beschaffu ng/\Nartu ng Fachressorts Effizienz unter
Betei- eGovernment- und IT-Verantwortung —_—
- ligung im Geschaftsbereich Wirtschaft/
[MdJE ][Mswv][ MLUR I[MASGF] Vertretung eBusiness
D
Mitgliedschaft \[_]MdF Coaw ) (uwer ) (wess )(cas ) ElEigy
\ elLearning J)

Abb. 8: Organisation eGovernment
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2. Zusammenfassung

2.1 Methodik

Der Masterplan eGovernment fiir das Land Brandenburg und der ihm zugrundeliegende Ak-
tionsplan eGovernment sind modular aufgebaut. Die modulare Bauweise tragt dem Gedan-
ken Rechnung, die Plane unter Setzung jeweils angepasster Schwerpunkte in den Folgejah-
ren zielgerichtet fortschreiben zu kénnen. In zeitlicher Hinsicht orientiert er sich zunéchst an
der IT-Strategie und damit der Jahresspanne 2004 bis 2008. Die Fortfuhrung soll jahrlich
erfolgen. Schwerpunkt der ersten Auflage bildet die Fokussierung auf die wirtschaftliche
Entwickluna des Landes.

Der vorliegende Aktionsplan eGovernment berticksichtigt, dass es sich beim eGovernment um eine
Thematik handelt, die nicht mit einem einmaligen Regelwerk verbindlich und abschlieRend zu erfassen
ist. Angesichts der Vielschichtigkeit der Interessenlagen und der technischen Halbwertzeiten wird eine
regelméaRige Fortschreibung des Planes als zwingend erforderlich erachtet.

In Bezug auf die einzelnen Manahmen und Projekte knlpft der Aktionsplan eGovernment an die zeitli-
che Betrachtung der IT-Strategie fiir die Jahre 2004 bis 2008 an. Der Fortfilhrungsturnus soll deutlich
klirzer gehalten werden.

Entsprechend der Zielsetzung der regelméfigen Fortschreibung setzt der Aktionsplan in dieser 1. Auf-
lage ausgewéhlte Schwerpunkte. Er konzentriert sich — auch bei der Bewertung der einzelnen Proje kte
— auf eine Betrachtung der politisch-gesellschatftlichen Dringlichkeit zur Starkung des Wirtschaftsstand-
ortes Brandenburg. Dies flihrt in der priméren Betrachtung naturgemal zu einer Zurlickdrangung sol-
cher Projekte, welche eine andere Zielrichtung verfolgen. Diese sollen auf diesem Wege gleichwohl
nicht abgewertet werden. Sie sind weiterzubetreiben. Dies nicht zuletzt deshalb, weil ihnen ggf. auch
unterstitzende Funktion fiir eGovernment insgesamt beigemessen werden kann. Diese Prioritdtenset-
zung kann im Rahmen der Fortschreibung entsprechend der Entwicklung des Landes Brandenburg
modifiziert werden, z.B. nach Politikfeldern (Bildungsstandort, Wissenschaftsstandort, Justizbereich
etc.).

Die Mdglichkeit der Fortschreibung des Aktionsplans erdffnet dariiber hinaus die Variation der Tiefen-
darstellung in Bezug auf kommunale und damit verwaltungsebeneniibergreifende Belange. Mit dem
Fortschreiten des Media@Komm-Transfers (siehe Kapitel 5.1) ist hier ein zunehmender Bedarf zu er-
warten, der in zukiinftigen Fortschreibungen des Aktionsplans bertcksichtigt werden soll.

Inhaltlich baut der Aktionsplan in der Darstellung der Ausgangssituation wie auch der Bedarfslage ver-
einzelt auf bundesweite Informationen oder Erkenntnisse anderer Bundeslander auf und fokussiert dort
- wo entsprechendes Datenmaterial bereits vorliegt — auf die spezifische Brandenburger Lage (be-
darfsorientierte Vorgehensweise). Dieses Verfahren wurde in der Erkenntnis gewahlt, dass zumindest
die grundsétzliche Bedarfslage Brandenburgs keine wesentlich andere ist, als die jenseits der Landes-
grenzen. Hieraus resultiert auch die Tatsache, dass der Aktionsplan an zahlreichen Stellen auf ein-
schlagige Dokumentationen verweist. Er soll insofern auch Vorbild in Bezug auf das Aufgreifen innovati-
ver Ideen, Konzepte und Ergebnisse anderer Stellen sein.

Soweit der Aktionsplan in seiner Gliederung und Betrachtung vielfach in die Wirtschaft, die Birger, die
Verwaltung, Beschaftigte und sonstige Gruppen unterteilt, wird die einschlagige Zielgruppenabgrenzung
der ,G2x-Theorie" zu Grunde gelegt.3! Diese ist Grundlage fur die Ausrichtung von Projekten. Insoweit

31 G2x -Beziehungen und jeweils umgekehrt sind:
G2G —Government to Government (Verwaltung gegeniber der Verwaltung)
G2B —Government to Business (Verwaltung gegentiber Wirtschaft)
G2C - Government to Citizen (Verwaltung gegeniber dem Biirger)
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wurde die Wirtschatt in einzelne Teilbereiche (inshesondere Birger, Verwaltung, Beschaftigte u.a.) ge-
gliedert, die letztlich alle Akteure des Wirtschaftslebens sind.

Der Aktionsplan ist insgesamt modular aufgebaut. Die einzelnen Module miissen entsprechend dem
Fortgang des eGovernment weiterentwickelt werden.

2.2 Ergebnisse

Der Masterplan eGovernment fur das Land Brandenburg wie auch der Aktionsplan eGo-
vernment kénnen nur bedingt den Charakter einer intern bindenden Verwaltungsvorschrift
entfalten. Im Wesentlichen werden die Akteure im eGovernment-Prozess — Beschéftigte so-
wie administrativ und politisch Verantwortliche — die Plane in ihrer taglichen Arbeit als Leit-
faden ,,leben* und kommunizieren missen, um das Land erfolgreich in die Zukunft zu fih-
ren. Unter Bezug auf die Arten von Projekten ist festzuhalten, dass Infrastrukturen, Basis-
komponenten zzgl. Verfahren mit ressortbergreifendem Charakter (Querschnittsverfahren)
und Schnittstellen hinsichtlich ihres Aufbaus und der Entwicklung avingende Vorausset-
zung sind, um Gberhaupt Online-Dienstleistungen erbringen zu kénnen. Sie sind Schritt fir
Schritt mit den Fachanwendunaen auszubauen und weiterzuentwickeln.

Die nachfolgenden Kapitel verdeutlichen den Prozess des eGovernment im Land Brandenburg in seiner
Komplexitat und Umfanglichkeit. Es wird deutlich, dass eine solche Thematik nur schwerlich und in vol-
lem Umfang in eine abschlielend (rechts-)verbindliche Form gegossen werden kann. eGovernment
zeichnet sich dadurch aus, dass es einen bisher in der 6ffentlichen Verwaltung in seiner Schnelllebigkeit
kaum bekannten Prozess abbildet. Entscheidungen veralten durch sich schnell @ndernde Rahmenbe-
dingungen in immer kirzeren Zeitrdumen. Eine solche Entwicklung muss zu einer neuen Verwaltungs-
kultur fiihren, die weniger auf die rechtsverbindliche Vorgabe detaillierter Einzelregelungen abstellt,
sondern Leitfaden anbietet, welche die Umsetzung und Zusammenarbeit bei der Losung von Problem-
lagen bef6rdern. Beschaftigte sowie administrativ und politisch Verantwortliche werden diese Leitfaden
,leben” missen, um das Land erfolgreich in die Zukuntft zu fihren. Als solcher Leitfaden ist der Aktions-
plan eGovernment fir das Land Brandenburg zu verstehen. Aus ihm leiten sich die im Masterplan eGo-
vernment abgebildeten zwingenden, d.h. verbindlichen, sinnvoller Weise umzusetzenden und optiona-
len MaBnahmen ab (,Muss-, Soll- und Kann-Vorgaben®).

Zur Beforderung des Leitbildes eGovernment haben die im Auswahlverfahrenen ermittelten Leitprojek-
te eine herausgehobene Bedeutung. Ihre Befdrderung in zeitlicher und finanzieller Hinsicht auf Grund-
lage der Festlegungen im Aktionsplan steht im Vordergrund. Die erfolgreiche Umsetzung der Leitproje k-
te bildet den Gradmesser fiir die Effektivitdt und Effizienz des voranschreitenden eGovernment-
Prozesses. Mit Blick auf die Steuerung der Zielvorgaben des Masterplans eGovernment sind sie glei-
chermaRen auch Gradmesser fir die Wirksamkeit des eingesetzten Monitorings/Controllings.

G2E - Government to Employees (Verwaltung gegentiber den Beschéftigten)
G2N - Government to Non-Profit/Non-Government-Organisations (Verwaltung gegeniber gemeinniitzigen oder Nicht-Regierungsorganisationen)

24



	Inhaltsverzeichnis (Aktionsplan eGovernment insgesamt)
	Hinweise für den Benutzer
	Abbildungs- und Tabellenverzeichnis
	Abbildungen
	Tabellen

	Abkürzungsverzeichnis
	Mitglieder des Landesausschusses für eGovernment und IT
	eGovernment-Beauftragte der Ressorts und der Staatskanzlei
	eGovernment und IT-Leitstelle des Landes Brandenburg
	0. Vorwort
	1. Einleitung
	1.1 Zielstellung des Aktionsplans
	1.1.1 Definitionen
	1.1.2 Aktionsplan
	1.1.3 Organisation


	2. Zusammenfassung
	2.1 Methodik
	2.2 Ergebnisse

	Kapitel 3 bis 5 - Ausgangssituation und Rahmenbedingungen, Bedarfserfassung, Nationale und internationale Initiativen (PDF 485 KB)
	Kapitel 6 bis 7 - Projektklassifizierung, Begleitmaßnahmen (PDF 783 KB)
	Literaturverzeichnis (PDF 69 KB)
	Masterplan (PDF 226 KB)



